
D ie jüngsten Unwetterereig-
nisse in Oberösterreich rich-
teten über 13 Millionen Euro 
Schaden an - auch der Rest 
des Landes ist betroffen.

Im Zuge des Waldumbaus 
erlangen Bestandesbegrün-
dungen mit Eiche immer 
mehr Bedeutung. Was sagt 
die Wissenschaft?   

Eine historische Betrach-
tung des Einheitswertes und 
warum die Einrechnung der 
EU-Ausgleichzahlungen 
ungerecht ist.

Seit Beginn der Corona-Ver-
ordnungen wurden in 13 
Fällen die Maßnahmen auf-
gehoben. Es ist Zeit für ein 
Eilverfahren vor dem VfGH!  

Seite 6- 7 Seite 12-13 Seite 12-13 Seite 18

Im Gespräch mit dem „Freien Bau-
ern“ bekräftigt FPÖ -Landespartei-
obmann Manfred Haimbuchner die 
Wichtigkeit der Landwirtschaft für 
Oberösterreich. N ur mit starken 
Bauern kann es Ernährungssicher-
heit geben. Seiten 10-11

„Unsere gewachsene Landwirt-
schaft muss erhalten bleiben!“
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Wollen wir Oberösterreich 
weiter auf Erfolgskurs?  - Nur mit uns!

FPÖ IN DER LANDESREGIERUNG HAT GEWIRKT:

STARKE UNWETTER IN
OBERÖSTERREICH:

WIE STARTET MAN DIE
EICHENOFFENSIVE?

EINHEITSWERT UND
BESTEUERUNG:

VERFASSUNGSGERICHT
UND CORONA:

Seiten 4- 5

IM GESPRÄCH: LH-STV. DR. MANFRED 
HAIMBUCHNER

Im Gespräch mit dem „Freien Bau-
ern“ bekräftigt FPÖ -Landespartei-
Im Gespräch mit dem „Freien Bau-
ern“ bekräftigt FPÖ -Landespartei-
Im Gespräch mit dem „Freien Bau-

obmann Manfred Haimbuchner die 
Wichtigkeit der Landwirtschaft für 

Bauern kann es Ernährungssicher-
Seiten 10-11
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Unlautere Handelspraktiken: Vertrags-
verletzungsverfahren gegen Österreich

MINISTERIN KÖSTINGER UND SCHRAMBÖCK REAGIERTEN VIEL ZU SPÄT:

Wie das Agrarische Infor-
mationszentrum kürzlich 
berichtete, hat die EU-Kom-
mission gegen Ö sterreich und 
11 weitere Mitgliedsstaaten 
Vertragsverletzungsverfah-
ren eingeleitet, da diese die 
EU-Richtlinie zum Verbot 
unlauterer Handelspraktiken 
im Agrar- und Lebensmittel-
sektor nicht bis zum 1.Mai 
2021 umgesetzt haben. N e-
ben Ö sterreich wurde Bel-
gien, Estland, Frankreich, 
Italien, Polen, Portugal, Ru-
mänien, Slowenien, Spanien, 
Tschechien und Zypern eine 
Frist von zwei Monaten ge-
währt um auf die „förmlichen 
Aufforderungsschreiben“ der 
EU-Kommission zu reagie-
ren. Unlautere Handelsprak-
tiken, die künftig verboten 
werden sollen, sind beispiels-
weise verspätete Zahlungen 
und kurzfristige Stornierun-

Im April 2019 wurde vom 
EU-Rat eine neue Richtlinie 
für mehr Fairness für land-
wirtschaftliche Erzeug-
nisse beschlossen. Unter 
österreichischer Ratspräsi-
dentschaft wurde hart ver-
handelt. Die Umsetzung in 
nationales Recht scheiterte 
bislang an Wirtschaftsmi-
nisterin Schramböck.

In Ö sterreich trägt die 
Landwirtschaft maßgeb-
lich zum Wohlstand bei, 
allerdings hat das volks-
wirtschaftliche Gewicht in 
den letzten Jahren abge-
nommen. Betrug der An-
teil der Landwirtschaft an 
der Wertschöpfungskette 

Agrargüter, Lebensmittel 
und Getränke im Jahr 2005 
noch 20,2% , so verringerte 
sich dieser im Jahr 2019 auf 
17,5% . Gemessen am Brut-
toinlandsprodukt der Volks-
wirtschaft sank der Anteil 
um ein Zehntel, und zwar 
von 0,9 a uf 0,8% .

Wertschöpfung sinkt
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ANTEIL DER LANDWIRTSCHAFT NIMMT IMMER WEITER AB:

Subventionen versickern
Die EU ¿ nanziert die Land-
wirtschaft Osteuropas jähr-
lich mit Milliarden an Sub-
ventionen. Davon pro¿ tieren 
vor allem ma¿ öse Strukturen 
und Oligarchen. Eine Un-
tersuchung der N ew Y ork 
Times, die 2019 
in neun Ländern 
durchgeführt wur-
de, ergab, dass das 
EU-Subventions-
system absichtlich 
undurchsichtig ist, 

die Umweltziele der EU grob 
untergräbt und von Korrupti-
on durchdrungen ist. 
D as System der EU-Ag-
rarsubventionen wird auch 
weiterhin undurchsichtig 
bleiben, weil Brüssel auf die 

Gunst der ost- und 
südeuropäischen 
Länder, die durch-
gehend mit dem 
Austritt aus der EU 
drohen, angewiesen 
ist.

EU FINANZIERT KORRUPTION IN OSTEUROPA:

Die Agrarwende bei Aldi
LEBENSMITTELDISKONTER ÄNDERT AGRARSTRUKTUR: 

Aldi Süd und N ord haben 
verkündet, ab 2030 nur noch 
Frischfl eisch der höchsten 
Haltungsform anbieten zu 
wollen. Aldi scheint damit 
eine weitgehend standardi-

sierte N utztierhaltung mit 
weniger Tieren erzwingen 
zu wollen. Landwirte werden 
dann nur noch am Markt be-
stehen können, wenn sie sich 
langfristig an große Partner 

binden. Ihre unternehmeri-
sche Freiheit büßen sie dabei 
aber großteils ein.
Kritiker befürchten, dass die 
Großen der Fleischwirtschaft 
das Angebot schaffen wer-
den:  Mit langfristigen Verträ-
gen und einer vertikalen Inte-
gration, wie man sie bereits 
bei *efl ügel erlebt habe und 
nun immer mehr bei Schwein 
und Rind sehe.
D ie Fleischunternehmen 
werden das Geld für den Um-
bau der Tierhaltung liefern, 
allerdings nur bei so vielen 
landwirtschaftlichen Betrie-
ben, wie sie für den Handel 
brauchen und nur dann, wenn 
diese Betriebe sich langfris-
tig an sie binden.

Der Aldi-K onzern plant offenbar über seine H andelspolitik 
einen Strukturwandel in der Landwirtschaft zu erzwingen. 
hEer den (LnNDuf ZlFKVW der (LnÀ uVV Duf dLe /DndZLrWe.

DER ALDI-KONZERN WILL EINE
 ANDERE HALTUNG ERZWINGEN.
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In g . Fr a n z Gr a f

Bei jeder LK-Vollver-
sammlung wird uns er-
klärt, dass es den Bauern 
eigentlich eh gut geht, 
weil die Kammer und der 
Bauernbund uns bestens 
vertreten. N ur vor wichti-
gen Wahlentscheidungen 
überschlagen sich die sel-
ben Vertreter, Ministerin 
Köstinger und Kammer-
präsident Moosbrugger 
mit Forderungen an die 
Regierung. Und das ob-
wohl Frau Köstinger die-
ser Regierung angehört 
und sie fachlich zuständig 
ist, sowie es auch alle ihre 
VP-Vorgänger waren. D as 
ist nicht glaubwürdig und 
reine Wählertäuschung. 
Aktuelles Beispiel ist un-
sere jahrzehntelange For-
derung nach einer durch-
gängigen Kennzeichnung 
für alle Lebensmittel. D ie-
se hat Köstinger zwar über-
nommen, kann sich aber 
in ihrer eigenen VP-Riege 
nicht durchsetzen. 
Und das beste Beispiel 
ihrer Unfähigkeit:  D as 
Abstellen der unlauteren 
Handelspraktiken. Man ist 
nicht einmal in der Lage, 
die EU-Richtlinie frist-
gerecht umzusetzen, für 
die sich Köstinger zuvor 
besonders stark gemacht 
hat. Und die Reaktion der 
Ministerin auf das einge-
leitete EU-Vertragsverlet-
zungsverfahren?  Hurtig 
weist sie auf die Zustän-
digkeit des Wirtschaftsmi-
nisteriums, und somit ihrer 
Parteifreundin Margarete 
Schramböck, hin. Auch 
die Einheitswerterhöhung 
geht alleine auf die Kappe 
der Ö VP, denn der Vor-
schlag die Ausgleichszah-
lungen erstmals zu berück-
sichtigen, kam aus ihren 
Reihen. D arum setze ein 
Zeichen und wähle FPÖ !

KRASSE WÄHLER
TÄUSCHUNG

Unlautere Handelspraktiken: Vertrags-
verletzungsverfahren gegen Österreich

MINISTERIN KÖSTINGER UND SCHRAMBÖCK REAGIERTEN VIEL ZU SPÄT:

gen von Bestellungen für 
verderbliche Lebensmitte-
lerzeugnisse, einseitige oder 
rückwirkende Vertragsände-
rungen, erzwungene Zahlun-
gen des Lieferanten für die 
Verschwendung von Lebens-
mitteln als auch die Ableh-
nung schriftlicher Verträge. 
Für Landwirtschaftsministe-
rin Köstinger, ist die Tatsache 
des Vertragsverletzungsver-
fahren insofern peinlich, da 
sie sich im Vorfeld der Ver-
handlungen medial beson-
ders hervorgetan hat. Am 9 . 
April 2019  ließ das Landwirt-
schatsministerium verlautba-
ren:  „Im heutigen Rat der EU 
wurde die neue Richtlinie für 
mehr Fairness für landwirt-
schaftliche Erzeugnisse mit 
großer Mehrheit beschlossen. 
D em gingen monatelange 
Verhandlungen und die Ei-
nigung im D ezember unter 
österreichischer Ratspräsi-

dentschaft voran.“ Ministerin 
Köstinger freute sich mit den 
Worten:  „Mit dieser Richtli-
nie machen wir Schluss mit 
unfairen Praktiken gegenüber 
den Schwächsten in der Le-
bensmittelversorgungskette. 
Wir haben es geschafft, für 
die Richtlinie eine Einigung 
zu erzielen.“ Und:  „Wir wer-

Austro-Kritik an neuer 
EU-Forststrategie

D ies ist eine Reaktion auf den 
Vorschlag der EU-Kommis-
sion für eine neue EU-Wald-
strategie. Köstinger sagte, sie 
sei zwar „prinzipiell“ für die 
Ziele der neuen 
Waldstrategie 
der EU. Aller-
dings befürchte 
man angesichts 
der geplanten 
Regelungen ei-
nen Rückgang 
der Holzpro-
duktion um Fo
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KÖSTINGER VERSUCHT SICH ALS „ RETTERIN“ :

In der Frage um die ver-
pfl ichtende Herkunftskenn-
zeichnung von Lebensmitteln 
besteht weiterhin Uneinig-
keit bei Ö VP und Grünen. 
Während Ö VP-nahe Kreise 
vor allem Gesundheitsminis-
ter Mückstein in der Pfl icht 
sehen, werfen die Grünen der 
Ö VP, und hier vor allem dem 
Wirtschaftsbund, vor, auf der 
Bremse zu stehen. Offenbar 
sind die Ankündigungen der 
beiden Partner im Koalitions-
vertrag nicht das Papier wert, 
auf dem sie geschrieben sind.

Grüne und ÖVP mal 
wieder uneinig

HERKUNFTSKENNZEICHNUNG:

KOMMENTAR
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Die Forstwirtschaft liege 
„e indeutig“ im Z uständig-
keitsbereich der Mitglieds-
staaten und dürfe nicht auf 
EU-Ebene geregelt werden, 
so Ministerin K östinger.

zehn Prozent. D ies wäre ein 
schwerer Schlag für die hei-
mische Branche. 
D ie Ministerin betonte des 
Weiteren die Bedeutung der 
Branche für das Land und 
seine N achhaltigkeitspolitik:  
N achwachsende Rohstoffe 
sollten Vorrang haben.
Auch der Forstverband übte 
Kritik:  D ie EU versuche, 
ihre verspätete Reaktion auf 

den Klimawan-
del durch eine 
„ Ü b e r f o r d e -
rung“ der Forst-
wirtschaft wett-
zumachen und 
entziehe den 
Betrieben damit 
ihre Einkom-
mensgrundlage.

den uns unmittelbar an die 
Umsetzung machen.“ N och 
peinlicher ist die Tatsache, 
dass ihre Parteifreundin 
Margarete Schramböck als 
Wirtschaftsministerin für die 
Umsetzung der EU-Richtli-
nie verantwortlich ist und die 
Frist scheinbar verschlafen 
hat.

ÖSTERREICH GELANG ES BEI
 DER EU NICHT, ZEITGERECHT DIE 

RICHTLINIE UMZUSETZEN.
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Wollen wir Oberösterreich 
weiter auf Erfolgskurs?  -   
Nur mit uns!

FPÖ IN DER LANDESREGIERUNG HAT GEWIRKT:

D ie FPÖ  Oberösterreich 
macht deshalb mit ihrem 
Wahlkampfmotto „N ur mit 
uns“ deutlich, dass sie der ein-
zige Garant für eine bürger-
liche, rechte Politik mit Ver-
nunft und Hausverstand ist. 
D ie Leistungsbilanz der frei-
heitlichen Landesräte in den 
letzten sechs Jahren ist dabei 
beachtlich. D em ur-demokra-
tischen Grundsatz „Regieren 
ist Pfl icht“ entsprechend, ha-
ben Landeshauptmann-Stv. 
D r. Manfred Haimbuchner 
im Bereich Wohnbau, N atur-
schutz und Familien, Landes-
rat Mag. Günther Steinkell-
ner im Ressort Verkehr und 
Infrastruktur sowie Landes-
rat Ing. Wolfgang Klinger 
auf dem Feld Sicherheit und 
Katastrophenschutz Enormes 
mit ihren jeweiligen Teams 
geleistet. D er freiheitliche 
Klubobmann Herwig Mahr 
resümiert:  „D iese Legisla-

Die freiheitliche Regierungsbeteiligung in O berösterreich hat vor allem 
eines gezeigt:  Die FPÖ  ist nicht nur regierungs-, sie ist ext rem leis-
tungsfähig. Alle Ressorts, die der Wählerauftrag an die Freiheitlichen 
vergab, können bezüglich ihrer Leistungsbilanz glänzen. 

Landeshauptmann-Stv. 
D r Manfred Haimbuch-
ner macht in Oberös-
terreich eine Politik des 
Hausverstandes. Trotz-
dem wird mit einem kla-
ren Wertekonzept agiert, 
das auf freiheitlichen 
Grundüberzeugungen 
basiert. D ie Regierungs-
beteiligung der FPÖ  hat 
gezeigt, wie Freiheitli-
che  regieren und welche 
Erfolge erzielt werden 
können.

IMMER EIN MANN DER 
KLAREN WORTE.

turperiode hat auch gezeigt, 
dass freiheitliche Lösungen 
in der Lage sind, deutlich 
mehr Politik- und Problem-
felder zu durchdringen, als 
nur die wichtigen Bereiche 
von Migration und Innerer 
Sicherheit. In der gegenwär-
tigen Krise sind die Lösun-
gen nicht in althergebrachten 
Lösungskonzepten der Ver-
gangenheit zu ¿ nden. Dieses 
Land darf nicht in den klei-
nen Schranken und Struktu-

ren des letzten Jahrhunderts 
gedacht werden, sondern es 
muss auch das Land Ober-
österreich seinen Teil dazu 
beitragen, um ein starkes und 
selbstbewusstes Ö sterreich 
¿ t für das Morgen und Über-
morgen zu machen.“ 
D ie freiheitlichen Leistungs-
meilensteine seit 2015 las-

sen sich sehen. D r. Manfred 
Haimbuchner:  „Im Bereich 
Wohnbauförderung ist das 
Land Oberösterreich in den 
zwölf Jahren, in denen ich 
Ressortverantwort l icher 
sein durfte, zum absoluten 
Ef¿ zienzspitzenreiter he-
rangewachsen.“ N icht zu-
letzt durch eine ehrliche 
und vertrauensvolle Zusam-
menarbeit zwischen Politik, 
Verwaltung und der Bauwirt-
schaft, konnten jedes Jahr 
an die 2.500 Wohneinheiten 
für die Oberösterreicher zur 
Verfügung gestellte werden. 
Parallel wurde der Erwerb 
von Wohneigentum geför-
dert. „D ie Verschärfungen 
im Bereich der D rittstaatsan-
gehörigen, die Verbesserung 
der Sanierungsförderungen, 
der Fokus auf N achver-
dichtung, die Wohnraum-
sicherung durch die „CO-
VID -19 -Wohnkostenhilfe“ 

und das „Wohnungssiche-
rungspaket für Leistungsträ-
ger“ sind nur einige Beispiele 
für die ausgezeichnete Arbeit 
im Bereich des Wohnbaus“, 
stellt Haimbuchner zufrieden 
fest. Auch die höchst sinn-
vollen N ovellen des Wohn-
bauförderungsgesetzes der 
Jahre 2018 und 2019 wurden 
zwar vom politischen Ge-
genspieler bekämpft, hielten 
aber schlussendlich auch der 
höchstgerichtlichen Recht-
sprechung auf europäischer 
Eben stand.
Landesrat für Infrastruktur 
Mag. Günther Steinkellner 
hält für sein Engagement fest:  
„N ach sechs Jahren harter Ar-
beit kann mit Stolz behauptet 
werden, dass alle im Regie-
rungsübereinkommen aufge-
listeten Punkte angegangen 
und umgesetzt werden konn-
ten.“ In der täglichen Arbeit 
seines Ressorts wurde der 
Fokus auf eine intermoda-

HEIMAT MIT ZUKUNFT
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le Mobilität gelegt. Um das 
6.000 Kilometer lange, ober-
österreichische Straßennetz, 
im 5ahmen der ¿nanziellen 
Möglichkeiten, bestmöglich 
zu verwalten wurde das Pa-
vement Management System 
neu aufgestellt und dient seit-
her als objektive Grundlage 
der Instandhaltung. 
Landesrat Ing. Wolfgang 
Klinger sieht bei seinem Res-
sort Sicherheit und Katastro-
phenschutz höchst wichtige 
Entwicklungen durchgesetzt:  
„Ich habe vor etwas mehr 

als zwei Jahren ein wohlbe-
stelltes Haus von meinem 
Vorgänger Elmar Podgor-
schek übernommen. D as war 
kein Grund die Hände in den 
Schoß zu legen, sondern viel-
mehr Ansporn, die Sicherheit 
unsere Heimat weiter auszu-
bauen. D em Aufgabengebie-

ten des Sicherheitslandesrats 
kommt nicht nur während 
einer Krise und deren Be-
wältigung, sondern auch bei 
deren Prävention eine he-
rausgehobene Stellung zu. 
Mit der Verantwortung für 
die Agenden der Feuerwehr, 
Katastrophenschutzes bis hin 
zur Wasserversorgung stellen 
sich die zentrale Klammer 
und der Rahmenschutz für 
die Aufrechterhaltung der öf-
fentlichen Ordnung und jedes 
politische Wirken in unse-
rem Bundesland dar.“ In den 
letzten sechs Jahren wurde 
deshalb unter freiheitlicher 
Verantwortung der Hochwas-
serschutz weiter ausgebaut. 
D as wahrscheinlich weit-
reichendste Projekt ist die 
Reform der ehemaligen be-
darfsorientierten Mindest-
sicherung. N ur durch das 
mutige Handeln der FPÖ  
Oberösterreich war es mög-
lich, für mehr Gerechtigkeit 

zu sorgen. „Völlig zu Recht 
hat es niemand verstanden, 
wenn eine hart arbeitende Fa-
milie am Monatsende nicht 
viel mehr in der Geldtasche 
hat als eine, die ausschließ-
lich von Sozialleistungen 
lebt. D amit waren wir in 
Oberösterreich Vorreiter und 
haben so einen bundesweiten 
D iskussionsprozess ange-
stoßen. N un erhalten Beein-
trächtigte und Alleinerzieher 
mehr Leistung, während das 
Geld für Arbeitsunwillige 
und Integrationsverweigerer 
gekürzt wird“, betont Klu-
bobmann Herwig Mahr. D as 
neue Integrationsleitbild ist 
ebenfalls ein wichtiges Pro-
jekt der Freiheitlichen, denn 
die Herausforderungen im 
Integrationsbereich haben 
sich spürbar verändert. Ins-
besondere im Asylbereich 
bestand seit 2015 großer 
Handlungsbedarf. 
Gemeinsam sind die freiheit-

SICHERHEIT FÜR OÖ

Landeshauptmann-Stv. 
D r. Manfred Haimbuchner 
( li.) , zusammen mit seinen 
freiheitlichen Kollegen auf 
der Regierungsbank, Inf-
rastrukturlandesrat Mag. 
Günther Steinkellner ( mi.)  
und Sicherheitslandsrat 
KommR Ing. Wolfgang 
Klinger ( re.)  - gemeinsam 
für Oberösterreich.

DIE FPÖ-REGIERUNGS-
MANNSCHAFT:

lichen Regierungsmitglieder 
überzeugt:  „D iese Politik 
mit Herz und Hausverstand, 
diese Politik für die Ober-
österreicherinnen und Ober-
österreicher gibt es nur mit 
uns. Wir waren in den letzten 
sechs Jahren ganz klar die 
treibende Kraft, die eine wer-
tekonservative Politik mit 
Weitsicht und Bodenhaftung 
für unsere Heimat garan-
tiert.“
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Allein in Braunau befand sich 
die Landwirtschaft durch die 
Unwetter in einem Katastro-
phenzustand. Auf einer Ag-
rarfl äche von �0.000 Hektar 
ist es beim letzten Wetterer-
eignis vielfach zu Totalschä-
den an landwirtschaftlichen 
Kulturen gekommen. „Der 
*esamtschaden beträgt allei-
ne durch dieses Unwetter 11 
Millionen Euro. In Summe 
entstand durch die schweren 
Hagelunwetter in den letzten 
fünf Wochen in Ö sterreich 
bereits ein Schaden an land-
wirtschaftlichen Kulturen 
von 10� Millionen Euro. Ein 
trauriger 5ekord, da Existen-
zen vielfach bedroht sind“, so 
der 9orstandsvorsitzende der 
Österreichischen Hagelversi-
cherung, Dr. Kurt :einber-
ger, in der „Hagel-Bilanz“. 
In den betroffenen Bezirken 
Kirchdorf an der Krems, 
Steyr-Land, *munden, 
Linz-Land, Perg, Freistadt 
und Braunau sind insgesamt 
�9.000 Hektar Flächen be-

Die Landwirtschaft kommt heuer nicht zur Ruhe. Speziell 
in O berösterreich verursachen Starkregen, Sturm und H a-
gel wiederholt schwerste Schäden. Besonders betroffen war 
zuletzt der Bezirk Braunau – aber auch Gmunden, Perg 
und Freistadt.

Der Speisekartoffelmarkt 
präsentiert sich weitge-
hend unverändert zu den 
Vorwochen. In N Ö  wur-
den Speisekartoffeln Ende 
Ausgust meist um 18 bis 
22 ¼/100 kg übernommen. 
Aus OÖ  
wurden Er-
zeugerprei-
se bis zu 2� 
¼/100 kg ge-
meldet.

KARTOFFELMARKT: KEIN AN-
GEBOTSDRUCK

Die Schweiz hat die Be-
hörden der benachbarten 
Länder darüber informiert, 
dass erstmals ein Japan-
käfer gefangen wurde. Er 
schädigt über �00 *ehölz-
arten sowie Mais, Kartof-
fel, Spargel, 
T o m a t e , 
Bohnen, Ap-
fel, Kirsche, 
P f l a u m e , 
usw.

SCHWEIZ: GEFÄHRLICHER 
J APANKÄFER GEFUNDEN
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Unwetterbilanz: Hohe Schäden 
nach heftigen Gewittern in OÖ

ALLEIN IN OBERÖSTERREICH KNAPP 13 MILLIONEN EURO:

troffen, vor allem *etreide, 
Saatmais, *rünland, Folien-
häuser und 5aps. Der *e-
samtschaden in der Land-
wirtschaft für die letzten 
Ereignisse in Oberösterreich 
wird auf insgesamt 1� Milli-
onen Euro geschätzt.
Besonders wichtig sei Metzt, 
die Schäden an die Österrei-
chische Hagelversicherung 

zu melden. Darauf weist 
die Landwirtschaftskam-
mer 2berösterreich hin. Die 
Sachverständigen der Hagel-
versicherung erheben dann 
die Schäden. 
Das letzte Unwetter dauerte 
nur wenige Minuten und hat 
dennoch mit unglaublicher 
:ucht gewütet: „Es war an 
den einzelnen Orten immer 
nach spätestens einer 9ier-
telstunde wieder vorbei“, 
berichtet -osef Kaiser, Be-
zirksfeuerwehrkommandant 
von Braunau. Die Meteorolo-

2 5 0 .0 0 0  FM SCHADHOLZMaschinenvorführungen, die 
Sortenschau und ein buntes 
5ahmenprogramm lockten 
am 6. und 7. August über 
11.000 Besucher zu den Bio-
feldtagen am Bio-Landgut 
Esterhazy in Donnerskir-
chen. Mit der Veranstaltung 
wurden auf dem zirka �0 ha 
großen Areal Betriebe sowie 
Konsumenten angesprochen. 
5und 1�0 9eranstaltungs-
punkte boten den Besuchern 
ein attraktives 5ahmenpro-
gramm und *elegenheit, 
das :issen zu vertiefen und  
mehr über Bio-Landwirt-
schaft zu erfahren.

Mehr als 11.000 Be-
sucher kamen

BIOFELDTAGE 2 0 2 1:
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Deutlich weniger geerntet

„Die heurige *etreidepro-
duktion (ohne Mais) wird 
auf rund 2,9 Mio. t geschätzt 
und sinkt durch Flächenrück-
gänge und etwas geringe-
rer Hektarerträge unter das 
9orMahresniveau sowie unter 
das langMährige Mittel,“ in-
formierte DI 
Günter Gries-
mayr, 9or-
standsvorsit-
zender der 
AMA.
:etterextre-
me bereiten 
z u n e h m e n d 
Probleme und 
machen Pro-
gnosen immer schwieriger. 
Hagel, Sturm und Starkregen 
haben die Landwirtschaft in 
den letzten Wochen regional 

AMA-PRESSEKONFERENZ ZUR GETREIDEERNTE:
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schwer getroffen und lassen 
eine genauere Prognose erst 
zu, wenn die Mähdrescher 
stillstehen. Die *esamt-
getreidefl äche 2021 (ohne 
Mais) von �1�.�20 ha liegt 
um �� (rd. -2�.�00 ha) unter 
dem 9orMahr und um 11� (rd. 
-��.000 ha) unter dem Fünf-
Mahresschnitt. Die :eichwei-
zenfl äche schrumpfte durch 
die widrigen Anbaubedin-
gungen im Herbst 2020 um 
knapp 8.�00 ha auf ihr histo-
risch geringstes Ausmaß von 

2��.�00 ha. 
Die Ölraps-
fl äche nahm 
weiter ab, bei 
Dinkel stieg 
die Fläche auf 
ein Allzeit-
hoch von über 
20.000 ha. 
Der Bioanteil 
an der Fläche 

liegt weiterhin bei hohen 
20�, womit Österreich wei-
ter im europäischen Spitzen-
feld liegt.

Nach einer Saison, die von 
Wetterext remen geprägt 
war, liegt die heurige Ern-
temenge unter dem lang-
jährigen Durchschnitt. Dies 
berichtete die AMA.
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Grüner Minister Mückstein: Wenn man 
sich nicht an eigene Verordnungen hält

Vor allem Tierärzte und 
Landwirte kritisieren den 
offenbar sorglosen Umgang 
des Ministers mit den gesetz-
lich verordneten Schutzmaß-
nahmen des eigenen Hau-
ses gegen ASP und andere 
Krankheiten. Vertreter der 
Bundesregierung hatten 
in Vergangenheit immer 
wieder Schwierigkei-
ten – etwa während der 
Corona-Pandemie – sich 
an die eigenen Schutz-
verordnungen zu halten. 
Berüchtigt war etwa der 
Auftritt von Bundes-
kanzler Kurz im Klein-
walsertal im Mai 2020, 
in dem er eine „Men-Fo
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BEI EINEM MEDIENBESUCH PFIFF DER GRÜNE AUF VERORDNUNGEN:

Der Medienauftritt von Mi-
nister Wolfgang Mückstein 
(Grüne) in einem Schwei-
nebetrieb hat ein Nach-
spiel, weil er auf die eigenen 
Verordnungen pfi ff. 

genbad“ nahm, obwohl zu 
der Zeit die Einhaltung von 
Mindestabständen durch sei-
ne Bundesregierung verord-
net war. „Normalsterbliche“ 
wurden und werden, wenn sie 
sich nicht an Corona-Maß-
nahmen halten, drakonisch 
abgestraft. Von Mitgliedern 
der Bundesregierung ist dies 
bisher noch nicht bekannt ge-
worden.
Besonders ärgerten die 
Mückstein-Kritiker die Bil-
der, auf denen der Minister 

mit den Begleitern und Me-
dienleuten ohne entspre-
chender Schutzkleidung im 
inneren Bereich der Freiland-
haltung zu sehen war. Die 
entsprechenden Vorgaben der 
seit Jänner 2017 geltenden 
Schweinegesundheitsverord-
nung habe demnach just jener 
Minister, der in der Bundes-
regierung für die staatliche 
Veterinärverwaltung und die 
Seuchenprävention zuständig 
ist, grob missachtet.Tierärzte 
und Landwirte fühlen sich in 

ihren Anstrengungen um 
gesunde Nutztierbestän-
de vom Ministerauftritt 
konterkariert. In einem 
offenen Brief an Minis-
ter Mückstein verlangen 
sie von diesem Aufklä-
rung. Damit reiht er sich 
nahtlos in die „Was geht 
mich der Pöbel an“-Ein-
stellung der Bundesre-
gierung ein.

Unwetterbilanz: Hohe Schäden 
nach heftigen Gewittern in OÖ

ALLEIN IN OBERÖSTERREICH KNAPP 13 MILLIONEN EURO:

gen der Ubimet registrierten 
durchwegs Sturm mit min-
destens 90 km/h: „Doch es 
waren sicher Böen mit über 
100 km/h dabei.“ Insgesamt 
rückten binnen vier Stunden 
2.300 Florianijünger zu mehr 
als 400 Einsätzen aus - auch 
in den Bezirken Ried, Vöck-
labruck, Wels und Grieskir-
chen.
Die Einsatz-Schwerpunkte 
beim Sturm am 25. Juli lagen 
in den Bezirken Freistadt, 
Linz-Land, Linz-Stadt, 
Kirchdorf und Wels. Hier 
bescherten Wasserschäden, 
Überfl utungen, umgestürz-
te Bäume auf Straßen und 
Stromleitungen den oö. Feu-
erwehren eine arbeitsinten-
sive Nacht bis über Mitter-
nacht hinaus.
Gut 250.000 Festmeter 
Schadholz wurden bisher 
durch die starken Unwetter 
in diesem Sommer in Ober-
österreich verursacht. Die-
se Menge entspricht allein 
rund zehn Prozent des durch-
schnittlichen jährlichen Hol-
zeinschlages im Bundesland. 
Hauptschadensgebiete sind 
vor allem das Inn- und Mühl-
viertel sowie das Alpenvor-
land.
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HEUER GAB ES BESONDERS SCHWERE
 UNWETTER IM GANZEN LAND, DIE
 GROSSEN SCHADEN IN UNSERER

 LANDWIRTSCHAFT ANRICHTETEN.

Der Chef der zweitgröß-
tern LEH-Kette (u.a. Bil-
la, Billa+, Penny, Adeg), 
Marcel Haraszti, kritisier-
te die Bauernfunktionäre. 
Diese würden gerne die 
Marktmacht der großen 
Ketten beto-
nen. Es wür-
de ein Klas-
s e n k a m p f 
h e r a u f b e -
schwört.

HANDEL STREITET MIT BAU-
ERNFUNKTIONÄREN
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Bei einem Schlachtge-
wicht von durchschnittlich 
417 kg für R3-Bullen, er-
gibt sich so ein Mehrerlös 
von insgesamt 172 Euro. 
Ein erheblicher Teil des 
Mehrerlöses dürfte durch 
die wesent-
lich höheren 
Kosten wie-
der aufge-
fressen wer-
den.

RINDERPREISE BLEIBEN  
WEITER SEHR HOCH

ASP in Deutschland: Schon 
knapp 2.000 Fälle

Die Zahl der nachgewiese-
nen ASP-Fälle in Deutsch-
land steigt stetig. Bis Anfang 
September meldete das Tier-
seucheninformationssystems 
(TSIS) des Friedrich-Loeff-
ler-Instituts 1.981 gemel-
dete Fälle in Deutschland. 
Allein in der 
ersten Septem-
berwoche wur-
den 64 Fälle bei 
Schwarzwild re-
gistriert. Davon 
43 in Branden-
burg und 21 in 
Sachsen. 
Der Kampf ge- Fo
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VOR ALLEM IN SACHSEN UND BRANDENBURG: 

Bei unseren nördlichen 
Nachbarn melden die Be-
hörden beinahe täglich wei-
tere ASP-Fälle. Insgesamt 
gibt es jetzt 1.981 bestätigte 
ASP-Fälle in Deutschland.

gen die Tierseuche sei jedoch 
laut Sachsens Ministerprä-
sident Michael Kretschmer 
(CDU) „als europäische 
Aufgabe“ zu begreifen und 
setze auch ein solidarisches 
Miteinander von Bund und 
Ländern voraus. „Die Be-
kämpfung der ASP ist von 
erheblicher bundesweiter 
Bedeutung. Ich werbe sehr 
dafür, dass Bund und Länder 
sich deshalb im solidarischen 
Miteinander dieser Aufgabe 
stellen“, betonte der Minister-

präsident in ei-
ner Aussendung. 
Er bezeichnete 
die zahlreichen 
g e t r o f f e n e n 
M a ß n a h m e n 
des Landes als 
„Bollwerk“ ge-
gen die Ausbrei-
tung der ASP.
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Im D ezember 2019 ist die 
Waffengesetznovelle in 
Kraft getreten. D er Altbe-
stand aller Langwaffen ist 
nun im ZWR zu melden. 
Schusswaffen der Katego-
rie D  fallen seitdem in die 
Kategorie C. Somit um-
fasst diese Kategorie ne-
ben den Büchsen nun auch 
Flinten. D ie Kategorie D  
ist damit obsolet. Perso-
nen, die zum Stichtag 14. 
D ezember 2019 eine Flin-
te besitzen, haben diese bis 
zum 13. D ezember 2021 
bei einem Waffenhändler 
registrieren zu lassen.

FRIST FÜR WAFFENREGISTRIE-
RUNG LÄUFT AUS
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Zur Stabilisierung unserer 
Wälder im Klimawandel 
ist die Eiche unverzichtbar. 
D och wie wird die Eiche am 
sinnvollsten gepfl anzt, wenn 
sie nicht in der N aturverjün-
gung vorkommt?  Eichennes-
ter- und Eichentrupppfl an-
zungen werden seit den 
1980e r bzw. 1990e r Jahren 
als ökologische und ökono-
mische Alternativen zur tra-
ditionellen 5eihenpfl anzung 
insbesondere nach Sturm-
wurf vermehrt für die Be-
standesbegründung genutzt. 

Die Eicheno� ensive starten
GRUNDLAGEN DER EICHEN-BESTANDESBEGRÜNDUNG:

Aufgrund ihrer Stabilität, der 
Toleranz gegenüber Trocke-
nereignissen und des wertvol-
len Holzes werden die heimi-
schen Eichenarten zukünftig 
im Waldaufbau wohl an Be-
deutung gewinnen. Im Ge-
gensatz zu Vollkulturen wird 
bei Truppfl anzungen nicht 
die gesamte Kulturfl äche be-
pfl anzt. Bei der Bepfl anzung 
handelt es sich vielmehr um 
mehr oder weniger gleich-
mäßig über die Fläche ver-
teilte „Pfl anzen-Klumpen“. 
Typische Truppfl anzungen 

bestehen dabei je Hektar aus 
200 N estern mit jeweils 21 
Eichennormalpfl anzen (� �0 
cm Pfl anzenhöhe) im 9er-
band 0,2 x 0,2 m bzw. aus 
100 Trupps mit jeweils 19 bis 
2� Eichengroßpfl anzen (! 80 
cm), die im Abstand von 1 
m gepfl anzt werden. Im *e-
gensatz zu den N estern wer-
den die Eichentrupps in der 
Regel mit einer variierenden 
Anzahl an Individuen einer 
schattenertragenden Baumart 
(5ot-, Hainbuche, :interlin-
de) für die spätere Schaftpfl e-
ge umfasst („Treibhölzer“).
D ie punktuell begrenzte 
kleinfl ächige Ausbringung 
von Pfl anzen in den Trupps 
soll die Begründungskosten 
verringern, ohne gleichzeitig 
die waldbaulichen Optionen 
zur Produktion von Eichen-
wertholz einzuschränken. In 
den nicht bepfl anzten 5äu-
men zwischen den Trupps 
können sich zudem insbe-
sondere frühsukzessionale 
Arten natürlich etablieren. 
D er Ü bergang zwischen för-
derlicher und schädlicher 
Konkurrenz in den aufwach-

senden Trupps ist ähnlich 
den verglichenen Reihen-
pfl anzungen fl ießend. Da-
her sollten in frühen Phasen 
der Bestandesentwicklung 
grundsätzlich regelmäßig 
Ü berprüfungen erfolgen. Ziel 
ist es, die innerartliche Kon-
kurrenz durch die gezielte 
Förderung der Truppeichen 
während der 4uali¿ zierungs-
phase zu sichern.

DAMIT DIE EICHE AUFKOMMT UND EINES TAGES
WERTHOLZ LIEFERT, BRAUCHT ES EINEN PLAN.
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Im Jahr 2020 erreichte der 
Holzeinschlag in D eutsch-
land einen Rekordwert 80,4 
Mio. fm. Seit der Wieder-
vereinigung im Jahr 1990 
war der Einschlag noch 

nie so hoch. D er Anteil der 
Holzarten Fichte, Tanne, 
D ouglaise und sonstiges 
N adelholz lag bei 77 Pro-
zent. D er Anteil des Schad-
holzes lag bei �� Prozent.

Rekord bei Holzeinschlag

DIE SCHADHOLZPOLTER IN DEN SÄGEWERKEN
WUCHSEN IN UNGEAHNTE HÖHEN.

IN DEUTSCHLAND 7 5  PROZENT SCHADHOLZANTEIL:

In Ö sterreich sind Auto-
bahnen durchgängig ein-
gezäunt, um Wildunfällen 
vorzubeugen. D amit geht 
aber auch eine weitere 
Zerschneidung von na-
türlichen Lebensräumen 
einher. D as hohe Verkehr-
saufkommen führt darü-
berhinaus zu erheblichen 
Tierverlusten. Wildun-
fälle beeinträchtigen die 
Verkehrssicherheit und 
gefährden das Leben von 
Menschen. Für alle neu 
errichteten Verkehrswege 
sind Grünbücken, Tunnels 
oder Talque rungen daher 
zwingend vorgesehen. 
Zwischen 2016 bis 2027 
will die ASFINA* 1� 
neue Grünbrücken errich-
ten. Bisher gibt es rund 
70 Q uerungen in Breiten 
von 1� bis 80 m. -ede neue 
Grünbrücke kostet rund 
�,� Millionen Euro. Idea-
lerweise wird eine Grün-
brücke an bekannten Wild-
wechseln errichtet. D amit 
die Tiere von den Schein-
werfern der Autos nicht 
verschreckt werden, wird 
die *rünbrücke bepfl anzt. 
Auch das Hinterland muss 
geeignet sein und mit He-
cken oder Bachläufen sol-
len die Tiere zur Grünbü-
cke geleitet werden.

Wildbrücken gegen 
Wildunfälle

Q UERUNGEN FÜR DAS WILD
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D er Präsident der „Land& -
Forst Betriebe“, Felix 
Montecuccoli fordert 
einen fairen Holzpreis. 
Zwar stiegen die Preise für 
Holzprodukte, allerdings 
käme dies nicht im Wald 
an. „Für Sägerundholz ist 
ein Preis 
von 150 € /
fm gerecht-
fertigt“, so 
Montecuc-
coli. 

MONTECUCCOLI: 15 0  € / FM SIND 
GERECHTFERTIGT
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Eine US-Bauaufsichtsbe-
hörde in N orth Carolina 
warnt, dass europäisches 
Holz „katastrophales“ 
Versagen bei Wand-, Bo-
den- und D achkonstrukti-
onen verursachen könne. 
D ie US-Behörde empfahl 
daher, eu-
ropäisches 
Holz nur als 
„alternatives 
Material zu 
verwenden“.

USA WARNEN VOR EUROPÄI-
SCHEN SCHNITTHOLZ

Holz und Klimaschutz

Salzburg will an die Wölfe

Im Rahmen einer Web-
konferenz des Ö sterreichi-
schen Biomasse-Verbandes 
( Ö BMV) , wurde ein Rück-
kehr zum Holzbau zur Be-
kämpfung des Klimawandels 
gefordert. D ie Expe rten aus 
Bioenergie, Politik, N atur-
schutz und Forstwirtschaft 
widmeten sich ausführlich 
der Rolle des Rohstoffes 
Holz für den Klimaschutz.
D er Tenor war eindeutig:  „Es 
muss selbstverständlich sein, 
das Wohnen in den Städten 
der Zukunft ressourcen- und 
klimascho-
nend zu ge-
stalten. D er 
Weg in eine 
postfossile 
P o s t k o n -
sumgesell-
schaft ist 
für die kom-
menden Ge-
nerationen 
überlebens-

D ie Salzburger Landesregie-
rung hat ein neues Verfah-
ren beschlossen, um scha-
densträchtige Wölfe leichter 
entnehmen zu können. Es 
habe sich gezeigt, dass das 
bisherige Bescheidverfah-
ren zu lang dauere. Künftig 
läuft das Verfahren wie folgt:  
Rissverdachtsfälle werden 
durch veterinärmedizinisch 
geschultes Personal der Lan-
desregierung begutachtet, 
das auch eine D N A-Analyse 
veranlasst. Bestätigt sich der 
Riss, bereitet die Regierung 
eine Verordnung vor. D azu 

BIOMASSE-VERBAND MIT WEB-KONFERENZ:

LEICHTERES ENTNAHMEVERFAHREN GEPLANT:
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wichtig.“ Im 1. Halbjahr 2019 
etwa hat die österreichische 
Holzindustrie nach Berech-
nungen des Fachverbandes 
der Holzindustrie Ö sterreich 
rund 9,85 Mio. t Kohlenstoff-
dioxi d in ihren Erzeugnissen 
gespeichert. D ies entspricht 
43 %  der Treibhausgas-Emis-
sionen des gesamten österrei-
chischen Verkehrs. 
„Holz ist nachweislich der 
einzige Rohstoff, der maß-
geblich zum Klimaschutz 
beiträgt. D aher ist es wich-
tig, Produkte aus Holz und 

ganz allge-
mein den 
Holzbau zu 
forcieren“, 
sagt D r. Er-
ich Wiesner, 
O b m a n n 
des Fach-
v e r b a n d e 
der Holzin-
dustrie Ö s-
terreichs.

werden Maßnahmengebiete 
erklärt, in denen ein „Prob-
lemwolf“ entnommen wer-
den kann. D ie Entscheidung, 
ob die Kriterien für einen 
„Problemwolf“ erfüllt sind 
und wo dieser dann für vier 
Wochen bejagt werden darf, 
erfolgt durch den Wolfsbe-
auftragten des Landes. D a der 
Wolf in Salzburg als jagdba-
re Art im Landesjagdgesetz 
steht, erfolgt die Entnahme 
durch die Jagdausübungsbe-
rechtigten. D er Kadaver ist 
dem Land für Untersuchun-
gen zur Verfügung zu stellen.

DIE SALZBURGER LANDESREGIERUNG
NIMMT NUN ENDLICH DIE SORGEN
DER LANDWIRTE ERNST.

Wissenschaftler prognos-
tizieren eine noch stärkere 
Ausbreitung von Waschbär 
und Marderhund in Europa. 
So zumindest das Ergebnis 
einer im Fachjournal „Mam-
mal Review“ veröffentlich-
ten Studie. Europaweit kä-
men Waschbären bislang in 
20 und Marderhunde sogar 
in 33 Ländern vor. In Zu-
kunft dürften diese Wild-
arten in Europa sogar noch 
g r ö ß e r e 
Gebiete be-
siedeln, wie 
D r. Judith 
Kochmann 
vom Sen-
c k e n b e r g 
Biodiver-
s i tä tszen-
trum her-
ausfand. Es 
sei wahr-
scheinlich, 
dass das 

Verbreitungsgebiet von 
Waschbär und Marderhund 
in Europa noch beträchtlich 
größer werde.
Eine der Gefahren, die von 
den beiden Wildarten aus-
geht, sei ihre Rolle als Wirt 
von Krankheitserregern, 
die teilweise auch auf den 
Menschen übertragen wer-
den können ( Zoonosen) . 
Vor allem der Marderhund 
stellt ein Risiko als Wirt von 

Zoonosen 
wie dem 
Fuchsband-
wurm oder 
Trichinen, 
also auch 
für den 
Menschen 
relevanten 
Krankhei-
ten, neben 
dem hei-
m i s c h e n 
Fuchs dar.

Gefahr durch Invasoren
WASCHBÄR, MARDERHUND UND CO. BRINGEN PROBLEME:

D er Waldverband OÖ  be-
gann im Juni 2021 in Laa-
kirchen den Bau des ersten 
Rundholznasslagers für 
Waldbesitzer. D ie Fertig-
stellung ist für Ende 2021 
geplant. D as geplante 
Holzlager soll 50.000 fm 
fassen. D ie Errichtungs-
kosten, die teilweise geför-
dert werden, belaufen sich 
auf 400.000 Euro.

50.000-fm-Nass-
lager geplant

HOLZLAGER LAAKIRCHEN:
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DIE SALZBURGER LANDESREGIERUNG
NIMMT NUN ENDLICH DIE SORGEN
DER LANDWIRTE ERNST.
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„Unsere gewachsene Landwirt schaft muss erhalten bleiben!“
FPÖ-LANDESPARTEIOBMANN MANFRED HAIMBUCHNER ÜBER   DIE BEDEUTUNG DER LANDWIRTSCHAFT FÜR UNSERE HEIMAT:

Wie wichtig ist für Sie die 
heimische Landwirtschaft?
Jeder Mensch muss essen 
um leben zu können. Land-
wirtschaft ist somit für jeden 
Menschen lebensnotwendig. 
D as Schrumpfen der bäuer-
lichen Betriebe ist nicht nur 
für die Betroffenen eine Ka-
tastrophe, sondern auch für 
die heimische Kulturland-
schaft und die Ernährungs-
sicherheit. N ur durch eine 
strukturerhaltende Landwirt-
schaftspolitik können wir das 
Aussehen unserer über Jahr-
hunderte gewachsenen Hei-
mat erhalten. Im Gegensatz 
zum politischen Mitbewer-
ber, die sich eine „fl ächen-
deckende“ Landwirtschaft 
wünschen, sind eben statt-
dessen besonders die kleinen 
und mittleren Betriebe die 
wichtigsten Garanten für den 
Arbeitsplatz Bauernhof. Wir 
wollen keine „Wachse oder 
weiche“-Politik, sondern die 
Chance für unseren ländli-
chen Raum, seine gewachse-
ne Struktur zu behalten. Eine 
echte Kehrtwende ist daher 

Der FPÖ -Spitzenkandidat für die Land-
tagswahl am 26. S eptember, Landeshaupt-
mann-Stv. Dr. Manfred H aimbuchner, stellte 
sich den Fragen des „F reien Bauern“. M an-
fred H aimbuchner kennt die Sorgen der hei-
mischen Bauern, besuchte zahlreiche Betriebe 
und sprach mit den Betroffenen. 

notwendig, um die Situation 
der Bauern zu verbessern.

Welche Rolle kann die Po-
litik bei dieser K ehrtwende 
spielen?
D as wichtigste ist die Wert-
schätzung der Landwirt-
schaft in der Bevölkerung 
und das Selbstbewusstsein 
unserer Landwirte zu stär-
ken. Gleich danach kommt 
die faire Preispolitik. D ie 
Bauern brauchen ein Ein-
kommen von dem man leben 
kann und für die hohen Q ua-
litätsstandards in Ö sterreich 
sind die Konsumenten auch 
bereit, einen fairen Preis zu 
zahlen. Eine umfassende Re-
form der Kennzeichnungs-
pfl icht mit einer durchgehen-
den Herkunftskennzeichnung 
nach dem Schema „Geburts-
land-Aufzuchtsland- Verar-
beitungsland“ muss einge-
führt werden, damit hohe 
Q ualität auch einen fairen 
Preis rechtfertigt. Gleichzei-
tig sollte es aber auch Prei-
saufschläge für Produkte 

mit niedriger Q ualität geben. 
Ausgleichzahlungen und För-
derungen erzeugen zudem 
einen unnatürlichen Wachs-
tumszwang und müssen da-
her dringend reformiert wer-
den. Produktionsquot en, die 
der Marktstabilisierung die-
nen, wie etwa bei Milch und 
Zucker, sind aber auch wei-
terhin notwendig. D er Kampf 
gegen die oftmals unsinni-
ge und überbürokratisierte 
GAP der EU ist ebenfalls ein 
wichtiger Baustein zur Un-
terstützung unserer Bauern. 
Zusammenfassend kann man 
sagen:  N ur eine Renationali-
sierung und Entbürokratisie-
rung schützen die heimische 
Landwirtschaft nachhaltig.

Wenn man sich die Agrar-
politik der politischen Mit-
bewerber ansieht, dann hat 
man den Eindruck, dass die 
Bauern auf dem Altar des 
Weltmarktes geopfert wer-
den…
N ur die FPÖ  ist bereit, Ag-
rarpolitik zu machen, die 
unseren Bauern als Erzeu-
ger unserer hochqua litativen 
Lebensmittel, eine Zukunft 
sichert. Ich glaube, dass der 
Markt nicht alles regeln kann. 
Es gibt einige Bereiche, die 
man, meiner Meinung nach, 
dem Markt nicht grenzen-
los überlassen darf, wie zum 
Beispiel der Gesundheitsbe-
reich. Bei der Landwirtschaft 
ist das ähnlich, insofern, dass 
die Produktionsbedingungen 

MANFRED HAIMBUCHNER IST 
BEREITS ZUM DRITTEN MAL 
SPITZENKANDIDAT DER FPÖ.
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UNSER ÖSTERREICH IST 
DURCH DIE LANDWIRTSCHAFT
GEPRÄGT. 

„Unsere gewachsene Landwirt 
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„Unsere gewachsene Landwirt schaft muss erhalten bleiben!“
FPÖ-LANDESPARTEIOBMANN MANFRED HAIMBUCHNER ÜBER   DIE BEDEUTUNG DER LANDWIRTSCHAFT FÜR UNSERE HEIMAT:

in den verschiedensten Teilen 
der Welt unterschiedlich sind. 
Ist das einzige Regulativ der 
Markt, dann diktieren jene 
Gegenden, die aus klimati-
schen und sonstigen Gründen 
bevorzugt sind den Preis und 
all jene Regionen, die nicht 
mithalten können, werden 
benachteiligt. D aher muss 
es einen gewissen Ausgleich 
geben. Ich will damit nicht 
sagen, dass der Staat alles re-
geln soll, aber er muss darauf 
achten, dass faire Bedingun-
gen herrschen. Lebensmittel, 
die zu D umpingpreisen in 
uneingeschränktem Ausmaß 
zu uns hereindrängen, scha-
den unserer hochqua litativen 
Landwirtschaft. Unsere tra-
ditionell gewachsene bäuerli-

che Landwirtschaft muss um 
jeden Preis erhalten bleiben.

Weder die EU, noch der 
H andel scheinen eine be-
sondere Freude mit einer 
H erkunftskennzeichnung 
zu haben? 
D ie lebensmittelverarbeiten-
den Industrien schauen genau 
auf ihre Kosten und verarbei-
ten oft günstigere, importier-
te Flüssig-Ei aus Kä¿ ghal-
tung lieber, als das teurere 
heimische Produkt. Wenn die 
Herkunft gekennzeichnet 
werden müsste, dann gäbe 
es bestimmt einige Konsu-
menten, die sagen würden:  
„Eier aus Kä¿ ghaltung aus 
dem Ausland?  D as will ich 
aber nicht, da weiß ich nicht 

was drinnen ist! “ Ob genma-
nipuliertes Futter verwendet 
wurde, oder ob die Hühner 
mit einer Unzahl von Anti-
biotika großgezogen worden 

sind, all das kann dabei nicht 
ausgeschlossen werden. Ge-
rade der übermäßige Einsatz 
von Antibiotika stellt für die 
Humanmedizin eine große 
Herausforderung hinsichtlich 
der Resistenzentwicklung 
dar. Q ualität muss also ihren 
Preis haben.

Welche Maß nahmen wären 
aus ihrer Sicht notwendig, 
um dem Bauernsterben 
entgegenzuwirken?
D ie Landwirte sind viel zu 
sehr in dem Fördersystem 
gefangen und sollten wie-
der selbständiger und freier 
handeln dürfen und nicht 
auf Fördergelder angewiesen 
sein. D as derzeitige System 
macht es ihnen aber alles 
andere als leicht. Man hat 
immer mehr und nicht unbe-
rechtigt den Eindruck, dass 
es seitens der EU gewollt ist, 
dass die kleinstrukturierten 
Bauernhöfe schließen und 
nur noch die Großbetriebe 
wirtschaftlich arbeiten kön-
nen. Eine Wertschätzung 
gegenüber den Landwirten 
und ihren Produkten in Form 
eines fairen Preises muss 
selbstverständlich werden!  
So lange ich dazu etwas bei-
tragen kann, werde ich das 
auch tun. Ich möchte auf kei-
nen Fall, dass all das einer 
internationalen, globalen, al-
les nach unten nivellierenden 
Landwirtschaft preisgegeben 
wird.

MANFRED HAIMBUCHNER UND
 FRANZ GRAF - FÜR UNSERE BAUERN.

schaft muss erhalten bleiben!“
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Das Einheitswert-Desaster: 
Faire und gerechte Besteue-
rung sieht anders aus

AUSGLEICHSZAHLUNGEN IM EINHEITSWERT:

Steuern und Abgaben sind 
seit jeher ein beliebtes Mit-
tel, um Machenschaften von 
Herrschaftssystemen und 
5egierungen zu ¿ nanzieren. 
Und so kommt es nicht von 
ungefähr, dass die Bemes-
sungsgrundlage sämtlicher 
Steuern im Fokus steht. Zu-
nächst ein Blick in die Ge-

Die Auswirkungen der Neufeststellung der Einheitswerte schlagen im-
mer noch hohe Wellen. Was im Ja hr 2012 von der SPÖ -Ö V P Regierung 
beschlossen wurde, wird in Z ukunft das H öfesterben verschärfen. Ein 
Rückblick auf die Entwicklung und Bedeutung des Einheitswertes.

schichte. „19�0  wurden die 
Einheitswerte und 19�1 das 
deutsche Grundsteuerrecht 
in Österreich eingeführt. Die  
Ü bernahme des deutschen 
Bewertungsgesetzes brach-
te neben der Ä nderung der 
Rechtsgrundlage auch eine 
bnderung der 9erwaltungs-
struktur mit sich. Es war 

nicht mehr der Kataster, kon-
kret der Grundbesitzbogen, 
sondern der Einheitswert 
wurde zur *rundlage für die 
Besteuerung von Grund und 
Boden. >«@ Ab den -ahren 
19��/�� wird in Österreich 
zur Schaffung einer einheit-
lichen und gerechten Be-
steuerungsgrundlage für die 

Landwirtschaft eine auf die 
natürliche Ertragsfähigkeit 
aufgebaute Schätzung der 
landwirtschaftlich genutzten 
Bodenfl ächen durchgeführt, 
wobei besonders Mene Bo-
denmerkmale herangezogen 
werden, die  auf  sehr  lange  
Dauer  hinaus  keinen  oder  
nur  geringfügigen  Verän-

derungen unterliegen“, ist in 
der Festschrift des Bundes-
amtes für Eich- und Vermes-
sungswesens anlässlich des 
-ubiläums „200 -ahre Katas-
ter - Ö sterreichisches Kultur-
gut - 181�-201�“ zu lesen.
Seit 2008 ist in Österreich 
weder eine Schenkungssteu-
er noch eine Erbschaftssteuer 
zu entrichten. Hintergrund: 
Der 9erfassungsgerichtshof 
hat am �.�.200� entschieden, 
dass die damalige Gestal-
tung der Erbschaftssteuer in 
Ö sterreich, auf Basis nicht 
aktueller Einheitswerte ver-
fassungswidrig sei. Da sich 

VFGH-URTEIL

Auf Drängen der Land-
wirtschaftskammer wur-
den bei der N eufeststel-
lung des Einheitswerts 
im -ahr 201� erstmals 
auch die EU-Ausgleichs-
zahlungen für die Be-
rechnung berücksichtigt. 
Vor allem kleinere und 
mittlere Betriebe in Un-
gunstlagen sind deshalb 
von massiven Erhöhun-
gen der Steuern und So-
zialversicherungsbeiträ-
gen betroffen.

KAMMER DRÄNGTE AUF 
NEUFESTSTELLUNG
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D ie Auswirkungen der 
neuen Einheitswerte sind 
nicht hinnehmbar!  In der 
nächsten LK-Vollver-
sammlung werden wir 
Freiheitliche Bauern eine 
Resolution einbringen, 
die fordert, die EU-Aus-
gleichszahlungen bei der 
Einheitswertfeststellung 
zu streichen. D ie Aus-
gleichszahlungen sind 
Leistungsabgeltungen 
und haben nichts mit ei-
nem Ertragswert zu tun.

AUSGLEICHZAHLUNGEN 
NICHT EINRECHNEN!
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die SPÖ -Ö VP Regierung 
( Bundeskanzler:  Alfred Gu-
senbauer, Finanzminister:  
Wilhelm Molterer, Wirt-
schaftsminister:  Martin Bar-
tenstein, LW-Minister:  Jo-
sef Pröll)  auf keine Lösung 
einigen konnte, ist diese am 
1.8 .2008 ausgelaufen. Am 
27.11.2012 hat der Verfas-
sungsgerichtshof ( VfGH)  
schließlich auch die Bemes-
sungsgrundlage für die Grun-
derwerbsteuer aufgehoben. 
D er VfGH wendete sich da-
bei nicht gegen die Einheits-
werte an sich, sondern es 
wurde die mangelnde Aktua-
lität kritisiert.

Wer saß damals am Ver-
handlungstisch?  In der Bun-
desregierung Faymann I 
( D ez.2008- D ez.2013)  war Jo-
sef Pröll Vizekanzler und Fi-
nanzminister ( bis April 2011, 
danach Michael Spindeleg-
ger und Maria Fekter) . Wirt-
schaftsminister war Reinhold 

Mitterlehner und Landwirt-
schaftsminister war N ikolaus 
Berlakovich. In vorauseilen-
dem Gehorsam drängte die 
Landwirtschaftskammer auf 
eine N eufassung der Ein-
heitswerte. D iese schürte da-
mals Angst und propagierte:  
„D ie Hauptfeststellung nach 
mehr als 25 Jahren ist Grund-
voraussetzung für den Erhalt 
des Einheitswertes.“ Keine 
Hauptfeststellung bedeute 
ein „Ende des Einheitswer-
tes in seiner umfassenden 
Bedeutung für die Land- 
und Forstwirtschaft.“ D urch 
eine Gesetzesänderung im 
Jahr 2012 wurde schließlich 
eine neue Hauptfeststellung 
zum 1.1.2014 angeordnet. 
In einem Infoblatt des Bau-
ernbundes ist dazu zu lesen:  
„Mit der Entscheidung zur 
N eubewertung konnte somit 
das gesamte auf die Ertrags-
werte aufbauende System ge-
rettet werden! “ 

Jahre später wird nun das 
Ausmaß dieser „Rettungsak-
tion“ sichtbar. „Anstatt eine 
Wertfortschreibung durch-
zusetzen, die auf Grund der 
negativen Einkommensent-
wicklung der letzten Jahr-
zehnte in der Landwirtschaft 
auch negativ ausfallen hätte 
müssen, wurden auf Vor-
schlag der Kammer bei der 
neuen Hauptfeststellung erst-
mals auch die Ausgleichs-
zahlungen berücksichtigt. 
Höhere Einheitswerte, 
SV-Beiträge, Einkommen- 
und Grundsteuer und sogar 

eine höhere Kammerumlage 
sind das Ergebnis, obwohl 
die realen Einkommen etwa 
auf dem Stand von 1995 
sind!  Ein weiteres Ergeb-
nis dieses Unrechts ist, dass 
beispielsweise Betriebe im 
Mühlviertel, die wegen ihrer 
kargen Böden höhere Aus-
gleichszahlungen erhalten, 
von massiven Einheitswer-
terhöhungen betroffen sind. 
Wir stehen vor einer neuen 
Welle des Höfesterbens und 
Ministerin Köstinger sieht 
tatenlos dabei zu! “, ruft Ing. 
Franz Graf, Landesobmann 
der Freiheitlichen Bauern-
schaft, die Regierung dazu 
auf, endlich tätig zu werden. 
„D enn es reicht nicht, nur die 
regionale Produktion medial 
zu bewerben und von Wert-
schätzung unserer Bauern 
zu sprechen, während vor 
der wirtschaftlichen Realität 
die Augen verschlossen wer-
den“, fügt Graf hinzu. 
Mit der Steuerreform 
2015/ 2016 stellte die dama-
lige SPÖ -Ö VP Regierung 
( Faymann II, D ez. 2013-Mai 
2016)  die Grunderwerbssteu-
er auf neue Beine. Seit dieser 
Steuerreform wird die Grun-
derwerbsteuer vom deutlich 
höheren Verkehrswert be-
rechnet und nicht mehr vom 

Einheitswert. An der Besteu-
erung bei Ü bertragung land- 
und forstwirtschaftlicher 
Grundstücke traute man sich 
jedoch noch nicht zu rütteln, 
hier gilt bis auf weiteres der 
neue Einheitswert als Grund-

lage. D och wie lange noch?  
Bedenkt man, dass die Grun-
derwerbsteuer eine wesentli-
che Einnahmeq uelle der von 
Geldnot geplagten Gemein-
den ist, erschließt sich die 
große Bedeutung einer Re-
form. D ass die D ebatte um 
den Einheitswert keineswegs 
vom Tisch ist, legte erst kürz-
lich ein Beschluss des Bun-
des¿ nanzgerichts vom Sep-
tember 2020 dar. D arin ist 

zu lesen:  „D ie Ü bertragung 
einzelner land- und forstwirt-
schaftlich genutzter Grund-
stücke stellt keinen Erwerb 
eines land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebes dar. 
D ie Heranziehung des land- 
und forstwirtschaftlichen 
Einheitswertes als Bemes-
sungsgrundlage wäre auch 
aus diesem Gesichtspunkt 
unsachlich und damit verfas-
sungsrechtlich bedenklich.“ 
Zudem ist das Gericht der 
Ansicht, dass der neue Ein-
heitswert „unabhängig von 
der Lage und Beschaffenheit 
des Grundstückes gänzlich 
unrealistisch“ sei. Aktuell 
liegt der Fall beim VfGH, der 
darüber in letzter Instanz ein 
Urteil fällt. Teilt dieser die 
Einschätzung des Finanzge-
richts, könnte der weitaus 
höhere Verkehrswert auch in 
diesen Fällen zur Grundlage 
der Besteuerung werden und 
die Grunderwerbsteuer ex-
plodieren lassen. Vielleicht 
gibt es N ACH der anstehen-
den Landtagswahl N eues zu 
berichten.

GESETZESÄNDERUNG

KÖSTINGER TATENLOS

GRUNDERWERBSTEUER

LK SCHÜRTE ANGST

und Grundsteuer und sogar 
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FPÖ fordert seit über einem 
Jahrzehnt eine durchgängige 
Herkunftskennzeichnung

UMSETZUNG KANN NUR AUF POLITISCHER EBENE GELINGEN:

D ie FPÖ  und die Freiheitliche 
Bauernschaft Oberösterreich 
setzen sich bereits seit mehr 
als einem Jahrzehnt für eine 
umfassende, verbindliche, 
transparente und durchgängi-
ge Herkunftskennzeichnung 
- auch bei verarbeiteten Pro-
dukten - nach französischem 
Vorbild ein. D ie konkrete 
Forderung ist, dass nur Pro-
dukte als Herkunft „Ö ster-
reich“ auf der Verpackung 
angeben dür-
fen, bei de-
nen Geburt, 
Aufzucht und 
Verarbeitung 
( am Beispiel 
F le i schpro-
dukte)  zu 
100 Prozent 
in Ö sterreich 
stattgefunden 
haben. Alle 
anderen Pro-
dukte sollen 
als Herkunft 
nicht „Ö ster-
reich“ ange-
ben dürfen, 
sondern sol-
len „EU“ oder 
„N icht-EU-Landwirtschaft“ 
angeben müssen. 
Im Gegensatz zu anderen 
Gütesiegeln, die aktuell und 
in der Vergangenheit nicht 
immer eine Garantie für 
durchgängige österreichische 
Q ualität geboten haben und 
bieten, ist für den Konsumen-
ten dann sofort ersichtlich, 
welche Produkte nach heimi-
schen hohen Q ualitätsansprü-
chen hergestellt wurden und 
welche Produkte diesen Stan-

Die durchgängige und verbindliche H erkunftskennzeichnung ist und 
bleibt eine langjährige freiheitliche K ernforderung. Wenn nun poli-
tische Mitbewerber das Thema für sich entdecken, sind sie an ihren 
Taten und nicht an ihren Worten zu messen.

Foto:  stock.adobe.com/  HQ UALITY

dards eben nicht entsprechen. 
N ur so hätte der Konsument 
auch die Möglichkeit, sich 
tatsächlich für heimische 
Q ualität zu entscheiden und 
unsere Landwirte könnten ei-
nen fairen Preis für ihre Pro-
dukte erwarten.
D ie FPÖ  legt mit dieser lang-
jährigen Forderung ein klares 
Bekenntnis zur österreichi-
schen Landwirtschaft ab und 
anerkennt ausdrücklich die 

Arbeit unserer Bauern. D ie 
Produktion von qua litativ 
hochwertigen Lebensmitteln 
unter transparenten Produk-
tionsbedingungen ist eine 
der wichtigsten Aufgaben 
der Landwirtschaft. D arüber 
hinaus leisten unsere Bauern 

aber auch in zahlreichen an-
deren Gebieten unserer Ge-
sellschaft Herausragendes:  

Im Umwelt- und N aturschutz 
ebenso, wie etwa in der Pfl e-
ge unserer Kultur und unse-
rer einzigartigen Kulturland-
schaft. D ieses Bewusstsein 
auch in der Bevölkerung zu 
stärken, ist der Freiheitlichen 
Partei Ö sterreichs zusätzlich 
zur Herkunftskennzeichnung 
ein weiteres wichtiges Anlie-
gen. Unsere Landwirtschaft 
ist ein wichtiger Faktor für 
die Ernährungssicherheit 

und die Ver-
sorgung der 
Ö s terre icher 
mit gesunden 
und qua litativ 
hochwertigen 
Lebensmitteln. 
Unsere einma-
lige Kultur-
landschaft und 
unsere gesun-
den Lebens-
mittel wären 
ohne unsere 
Bauern nicht 
denkbar.
D ie freiheitli-
che Forderung 
nach einer 
du rchgäng i -

gen und verbindlichen Her-
kunftskennzeichnung fand 
bereits im Jahr 2017 auf Initi-
ative der Freiheitlichen Bau-
ernschaft OÖ  auch Eingang 
in das Regierungsprogramm 
der Ö VP-FPÖ -Regierung. 
D ie Aufkündigung der Koa-
lition im Jahr 2019 durch die 
Ö VP verhinderte leider eine 
Umsetzung dieses Zieles.
D eswegen wird nur eine 
Stärkung der freiheitlichen 
Kräfte in den entscheidenden 

parlamentarischen Gremien, 
die Sicherheit dafür geben, 
dass eine Umsetzung einer 
wirklich umfassenden Her-
kunftskennzeichnung für Le-
bensmittel tatsächlich reali-
siert werden kann. N ur wenn 
die FPÖ  in Landtagen und 
Gemeinderäten und im N ati-
onalrat stark genug ist, kann 

eine ehrliche und transparen-
te Herkunftskennzeichnung 
politisch realisiert werden.
D as Einkaufsverhalten vie-
ler Konsumenten ist dennoch 
derzeit recht ambivalent. Vie-
le Konsumenten sind zwar 
gegen Massentierhaltung, 
bei der der Einsatz von Me-
dikamenten unumgänglich 
ist, dennoch unterstützen 
sie diese mit dem Kauf von 
Billigprodukten. Außerdem 
greifen immer mehr Men-
schen auf Fertig- und Halb-
fertigprodukte zurück. D ie 
genaue Herkunft der verar-

NUR MIT DER FPÖ

KOALITIONSVERTRAG
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beiten Produkte muss nicht 
angegeben werden. Obwohl 
der Kunde ein Interesse dar-
an hat, wo diese Produkte ih-
ren Ursprung haben, ist eine 
Kennzeichnung auf europäi-
scher Ebene nicht erwünscht.
„D er Konsument hat aber 
das Recht zu wissen, woher 
die Produkte stammen, die er 
kauft. Ohne Ausnahme!  Wir 
Freiheitliche Bauern fordern 
das seit mehr als einem Jahr-
zehnt!  Aktuell kann nur auf 
Grund von Handelsströmen 
vermutet werden, wo die 
Produkte produziert wurden. 
Q uasi nach dem Zufallsprin-
zip werden dann Stichproben 

untersucht. Wir dürfen uns 
das nicht länger gefallen las-
sen! “, so LAbg. Franz Graf, 
Obmann der Freiheitlichen 
Bauernschaft OÖ .
D ie aktuelle Einleitung eines 
Volksbegehrens zu diesem 
Thema verfehlt allerdings 

die politische Wirkung, da 
sich die FPÖ  – wie erwähnt 
– bereits seit mehr als einem 
Jahrzehnt ( und damit vor al-
len anderen politischen Kräf-
ten)  für eine durchgängige 
Herkunftskennzeichnung 
einsetzt. D er Wortlaut des 
Volksbegehrens bleibt zudem 
leider sehr oberfl ächlich und 
geht den Freiheitlichen nicht 

weit genug, sondern fordert 
von der Bundesregierung nur 
eine reine Absichtserklärung 
zur Umsetzung einer – nicht 
näher de¿ nierten ± „um-
fassenden“ Herkunftskenn-
zeichnung. 
Eine allgemeine Absichts-
erklärung der Ö VP-Grü-
nen-Bundesregierung zur 
Einführung einer Herkunfts-
kennzeichnung ( auf nied-
rigem N iveau)  liegt aktuell 
aber bereits vor – so wird 
im aktuellen Regierungspro-
gramm der Ö VP-Grünen-Re-

KONSUMENTENRECHTE

VOLKSBEGEHREN?

gierung eine Herkunftskenn-
zeichnung für Lebensmittel 
angekündigt. D aher läuft ein 
erfolgreiches Volksbegehren 
mit dieser bereits verankerten 
Minimalforderung ins Leere. 
D ie FPÖ  kritisiert vor allem, 
dass der politische Wille zur 
Umsetzung einer wirklich 
transparenten Herkunfts-
kennzeichnung ( im Sinne der 

oben genannten Forderung 
der FPÖ )  bei den Regie-
rungsparteien nicht vorliegt. 
„D as kann sich nur ändern, 
wenn die FPÖ  auf allen Ebe-
nen entsprechend stark ist, 
um diese politische Forde-
rung auch tatsächlich umzu-
setzen“, fasst Franz Graf, als 
Obmann der Freiheitlichen 
Bauern OÖ  zusammen.

IMMER NOCH IST IN ÖSTERREICH FÜR DIE KONSUMENTEN NUR IN
 WENIGEN FÄLLEN ERSICHTLICH, WOHER DIE 

LEBENSMITTEL TATSÄCHLICH STAMMEN. DIE FPÖ FORDERT 
BEREITS SEIT ÜBER EINEM J AHRZEHNT EINE KONSEQ UENTE KENNZEICHNUNG. 
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Genieße einen gemütli-
chen Abend mit Schman-
kerln und traditioneller 
Live Musik jeden Freitag 
im Werkstatt-Beisl in Bad 
Goisern am Hallstätter-
see. Infos über das Beisl 
im einzig-
artigen Hof 
von Schloss 
N euwilden-
stein:  werk-
stattbeisl.at

LIVE-MUSIK IM WERKSTATT-
BEISL BAD GOISERN

Heuer ¿ ndet das beliebte 
Kürbisfest in Freistadt am 
17.9. am Hauptplatz statt. 
Von 12-20 Uhr gibt es ei-
nen Standlmarkt mit regio-
nalem Kunsthandwerk und 
Kulinarik, Herbstangebote 
der Innen-
stadtbetrie-
be und na-
türlich sehr 
viel Live 
Musik.

GENUSSFREITAG - MOTTO 
„ KÜRBISFEST“ FREISTADT

Seit 1999 hat sich der Bad 
Haller Bauernmarkt in der 
Eduard-Bach-Straße, in-
mitten des Ortszentrums, 
zu einem beliebten Treff-
punkt entwickelt. Jeden 
Freitag bietet der Bauern-
markt eine 
Vielfalt von 
kös t l ichen 
bäuerlichen 
P roduk ten 
an. 

J EDEN FREITAG BAUERN-
MARKT IN BAD HALL
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Was ist ein „Pechvogel“?
Ein „Pechvogel“ sein steht 
für einen Menschen, der Un-
glück hat. N ach den Gebrü-
dern Grimm auch für einen, 
von dem man glaubt, er brin-
ge Unglück. D ie Redewen-
dung ist schon ab 1479 belegt 
und stammt aus der 
Vogelstellerei:  Einst 
wurden Singvögel 
unter Verwendung 
von mit Leim be-
strichenen Hölzern 
( Leimruten) , er-

beutet. D er an der Leimrute 
klebende Vogel hatte Pech 
am *e¿ eder und vermochte 
nicht mehr zu entkommen. 
D as Wort „Pech“ war früher 
ein Synonym für eine kleb-
rige Masse. So wurde etwa 

auch Baumharz als 
Pech bezeichnet 
und der Gamsbock, 
der viel Harz an 
den Krucken hat, 
heißt noch heute ein 
„Pechbock“.

GESCHICHTE UNSERER REDEWENDUNGEN:

Fo
to

: p
ix

ab
ay

.c
om

Die heilsame Ringelblume
Marygold, Marias Gold, so 
heißt die Ringelblume auf 
englisch. Wahrscheinlich 
kommt der N ame nicht von 
der Blütenfarbe, sondern von 
ihren Heilkräften. D er deut-
sche N ame stammt hingegen 
von den geringelten 
Samen. D ie Heil-
kräfte sind übrigens 
nicht nur bei den 
wilden Exe mplaren, 
sondern auch bei 
den *artenpfl anzen 

erhalten geblieben. Als Be-
standteil von Heilsalben ist 
die Candula of¿ cinalis, wie 
die Ringelblume botanisch 
heißt, recht bekannt. Vor al-
lem die wundheilende Wir-
kung, aber auch die innerliche 

Anwendung gegen 
Magengeschwüre 
ist bewiesen. Als 
Kräue r t ee -Zu ta t 
werden die Blü-
tenblätter ebenfalls 
gern verwendet.

MARIAS GOLD IST GUT FÜR SALBE UND TEE:
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Z utaten (ca. 25  K rapfen):
1 kg Weizenmehl (0,� kg glatt, 0,� kg grif¿ g)
1 TL Salz
¼  Becher Zucker
1 Packerl Germ
¾  l Milch
¼  Becher Rum
¼  Becher Ö l
1 ganzes Ei
3 D otter
Butterschmalz zum Backen
Staubzucker zum Bestreuen
Marillenmarmelade

Z ubereitung:
Milch erwärmen, Germ und Zucker hin-
zufügen und darin aufl ösen. Alle Zutaten 
vermengen und zu einem Teig verkneten. 
D en Teig ca. eine Stunde an einem war-
men Ort zugedeckt rasten lassen, bis sich 
das Volumen verdoppelt hat. Anschließend 
den Teig kräftig von Hand kneten und in 
ca. 25 Teiglinge aufteilen. D ie Teiglinge 
mit grif¿ gem Mehl schleifen, auf ein be-
mehltes Küchenbrett legen und erneut ca. 
eine halbe Stunde zugedeckt rasten lassen. 
Bauernkrapfen formen und in heißem But-

Bauernkrapfen
GUTES AUS DER ÖSTERREICHISCHEN KÜCHE
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terschmalz schwimmend goldgelb backen. 
Anschließend die fertig gebackenen Bauern-
krapfen auf einem Küchenpapier abtropfen 
lassen. Vor dem Verzehr mit Staubzucker be-
streuen und mit Marillenmarmelade servieren.

Info: Bauernkrapfen werden traditionell zur 
Erntezeit und zu hohen Festtagen gebacken. Mit 
selbstgemachter Marillenmarmelade schmecken 
sie besonders gut!

Guten Appetit!
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FPÖ OÖ löst weiteres Wahlversprechen ein
LANDESRAT STEINKELLNER: NEUE GÜNSTIGE NETZKARTE WIRD EINGEFÜHRT:

„Am 26. Oktober startet nun 
das sogenannte ‚ KlimaTicket 
Ö sterreich‘  als bundeslän-
derübergreifende N etzkarte. 
N ach wie vor bleibt aber un-

ser Hauptaugenmerk darauf 
gerichtet, dass der Ausbau 
des öffentlichen Verkehrs-
netzes vorangetrieben wird, 
damit auch möglichst viele 

Menschen die neue N etzkar-
te sinnvoll nutzen können“, 
so Steinkellner weiter.
Generell sei es das Ziel, die 
Mobilität der Menschen zu 
verbessern. D azu zählten 
neben Angeboten im öffent-
lichen Verkehr auch viele 
andere Infrastrukturprojekte 
seit 2015, die durch die In-

„D ie Einführung einer günstigen Netzkarte war eines un-
serer Wahlversprechen als FPÖ  im Landtagswahlkampf 
2015“, s o Infrastrukturlandesrat Günther Steinkellner. 

Verschärfung des Asylrechts: Landtag 
beschließt Resolution an die Regierung

Wieder einmal musste ein 
österreichisches Mädchen 
die völlig verfehlte Migrati-
onspolitik der letzten Jahre 
mit dem Leben bezahlen. 
Mit einem strengen Asyl-
recht hätte die Tat gar nicht 
begangen werden können. 
Auf Initiative der oberöster-
reichischen Freiheitlichen 
hat der Landtag daher nun 
eine Resolution an die Bun-
desregierung für eine Ver-
schärfung des Asylrechts 
beschlossen. Fo
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DIE J ÜNGSTEN ASY L-MORDE WAREN ANLASS FÜR LANDTAGSRESOLUTION:

Nachdem erneut ein Mäd-
chen mutmaß lich von 
Asyl -Afghanen ermordet 
wurde, hat sich die FPÖ  
O Ö  für eine V erschärfung 
des Asy lrechts eingesetzt. 

Im Einzelnen fordert die Re-
solution, dass: die Errichtung 
von Asylzentren in D rittstaa-
ten verfolgt wird, sodass das 
Asylrecht wieder auf den 
ursprünglichen Gedanken 
der Genfer Konvention zu-
rückgeführt wird. D ie Ü ber-
prüfung der Gefährdungsla-
ge in den Herkunftsländern 
soll laufend nach 
objektiven Krite-
rien erfolgen und 
Abschiebungen 
dorthin konse-
q uenter durchge-
führt werden. 
R e c h t s k r ä f t i g 
Verurteilten soll 
der Asylstatus 
im Eilverfahren 
aberkannt bzw. 

itiative der FPÖ  und Stein-
kellners umgesetzt werden 
konnten. Beispiele seien 
etwa der Ausbau von Stra-
ßenverbindungen und D o-
nauque rungen, die Rettung 
der Regionalbahnen und die 
Modernisierung der Schie-
nen-Infrastruktur im Umfang 
von rund 850  Millionen Euro.
„Im Bereich des öffentlichen 
Verkehrs geht es also nicht 
nur um günstige N etzkarten, 
sondern ganz generell um die 
Verbesserung des Angebotes. 
Unsere Vision ist es, mit dem 
Auto zur Park-and-Ride-An-
lage und dann staufrei weiter 
in die Stadt zu kommen. Wir 
engagieren uns täglich dafür, 
dass attraktive Szenarien wie 
diese Realität werden kön-
nen. Mit dem neuen Ticket 
schaffen wir eine günstige 
N etzkarte für unser Bundes-
land und über seine Grenzen 
hinaus. Ohne viele Marke-
tingfeuerwerke haben wir 
aus Liebe zu unserer Heimat, 
sechs Jahre hart gearbeitet“, 
so Steinkellner.

eine Weiterführung des Ver-
fahrens versagt werden. 
Weiters soll die Möglichkeit 
geschaffen und genutzt wer-
den, laufende Asylverfahren 
von straffällig gewordenen 
Schutzsuchenden zu stop-
pen, sodass die Abschiebung 
umgehend eingeleitet wer-
den kann.

Im Bundesländervergleich 
schneidet das Wohnbau-Res-
sort von Manfred Haim-
buchner erstklassig ab. Mit 
der neuen Eigenheimförde-
rung gelingt der Weg zu den 
eigenen vier Wänden jetzt 
noch einfacher. In Zukunft 
gewährt das Land Oberöster-
reich einen Zuschuss in Höhe 
von 10.000 Euro zu einem 
D arlehen von 75.000 Euro. 
D as heißt,  der Sockelbetrag 
der D arlehenssumme wurde 
von 45.000 Euro auf 75.000 
Euro erhöht.

Jetzt noch leichter 
zum Eigenheim

NEUE EIGENHEIMFÖRDERUNG:
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Corona: Rechtsanwälte   
fordern VfGH-Eilverfahren

DIE BUNDESREGIERUNG SPIELT IMMER WIEDER AUF ZEIT:

Von ungesetzlichen Betre-
tungsverboten öffentlicher 
2rte, über Maskenpfl icht, 
bis zu D atenschutzrechten 
reichen die Entscheidungen 
des VfGH. D a es aber in Ö s-
terreich kein Eilverfahren 
vor dem VfGH – wie etwa 
in D eutschland – gibt, haben 
besorgte Bürger keine Mög-
lichkeit, ein rasches Ende 
von verfassungswidrigen 
Verordnungen zu erwirken. 
So bleibt es bei der zynischen 
Bemerkung von Bundeskanz-
ler Sebastian Kurz ( Ö VP) , im 
April 2020. D amals wurde er 
auf teilweise schwerwiegen-
de Fehler in den Covid-Ver-
ordnungen hingewiesen. D ie 

Gesetze und Verordnungen 
„sind nicht auf D auer“. Bis 
eine Ü berprüfung durch die 
Höchstgerichte stattgefunden 
habe, „werden sie nicht mehr 
in Kraft sein“, so Kurz. Auch 
wegen dieser Machtarroganz 
weil die Verordnungswut 
der Regierung 
ungebremst ist, 
wird der Ruf 
nach der Ein-
führung eines 
Eilverfahrens 
nun immer lau-
ter. So plädiert 
etwa Rechtsan-
wälte-Präsident 
Rupert Wolff 
für ein Eilver-

fahren. Eile sei bei den Coro-
na-Gesetzen zwar „vermut-
lich angebracht“ gewesen, 
aber die schnell erlassenen 
Vorschriften seien teils „lü-
cken- und fehlerhaft“ ausge-
fallen. Im Rechtsstaat habe 
aber auch in schwierigen Zei-
ten „Transparenz und Q ua-
lität“ in der Gesetzgebung 
zu gelten. Gesetze und Ver-
ordnungen müssten auch in 
N otzeiten klar festlegen, was 
erlaubt und was verboten ist.

Seit Beginn der C orona-Pandemie im März 2020 und der 
gesetzlichen V erordnungen, die massive Einschnitte in die 
Grundrechte der Bürger brachten und bringen, hob der 
V erfassungsgerichtshof (V fGH ) insgesamt mehr als 13 die-
ser Regierungsverordnungen auf.

Blackout-Vorsorge:   
Erste Erfolge für FPÖ

N icht nur zivile Expe rten, 
auch das Bundesheer gehen 
davon aus, dass es in den 
nächsten Jahren zu einem 
Blackout kommen wird. D ie 
FPÖ  OÖ  hat 
daher auf die-
ses Problem 
h i n g e w i e s e n 
und einen Plan 
vorgestellt, mit 
dem sie der 
Blackout -Ge-
fahr begegnen 
will. Eine ent-

HAIMBUCHNER UND KLINGER: 4 -PUNKTE-PLAN:

IMMER WIEDER HEBT
 DAS HÖCHSTGERICHT 
VERORDNUNGEN DER 

REGIERUNG AUF.
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Landeshauptmann-Stv. 
Manfred H aimbuchner 
stellte mit Sicherheitslan-
desrat Wolfgang K linger 
den 4- Ebenen-Plan zur 
Blackout-V orsorge vor. 

sprechende Landtags-Reso-
lution an den Bund wurde 
bereits beschlossen. D as hat 
mittlerweile zu Reaktionen 
geführt. So haben das Bun-
desheer und die Gemeinden 
beschlossen, ihre Zusam-
menarbeit beim Katastro-
phenschutz zu intensivieren. 
Künftig soll in jedem Ge-
meinderat eine Ansprechper-
son für das Bundesheer de-

¿ niert werden. 
Zudem soll es 
g e m e i n s a m e 
Ü bungen ge-
ben. Handlungs-
bedarf sehen 
Ha imbuchner 
und Klinger bei 
zersp l i t te r ten 
Kompetenzen. 

He r w i g  Ma h r

In den vergangenen sechs 
Jahren wurden in Ober-
österreich wegweisende 
Initiativen auf den Weg 
gebracht. Zu nennen sind 
etwa die N eugestaltung 
der Mindestsicherung, die 
Verschärfung des Integra-
tionsleitbildes, D eutsch als 
Voraussetzung für geför-
dertes Wohnen und auch 
der Erhalt und die Attrak-
tivierung aller N ebenbah-
nen sowie Investitionen in 
die Sicherheitsinfrastruk-
tur. Möglich war dies nur 
durch die starke Position 
der FPÖ  in Regierungsver-
antwortung. 
Konseque nt und konst-
ruktiv arbeiteten wir Frei-
heitliche Punkt für Punkt 
unseres Arbeitsüberein-
kommens ab. N ach wie 
vor gilt es viele Herausfor-
derungen zu bewältigen. 
Vor allem beim Thema 
Migration, aber auch im 
Sozialbereich besteht gro-
ßer Handlungsbedarf.
Unter dem Leitmotiv 
„Heimat, Leistung, Sicher-
heit“ sehen wir Freiheitli-
che es als unsere Pfl icht, 
den eingeschlagenen Weg 
fortzusetzen. Am 26. Sep-
tember hat es schließlich 
jeder einzelne Bürger in 
der Hand, wie es in Ober-
österreich weitergehen 
soll. 
Auch wenn es mittlerwei-
le immer mehr Parteien 
gibt, die langjährige frei-
heitliche Forderungen 
unterstützen – nur eine 
Stimme für die FPÖ  ga-
rantiert, dass der Erfolgs-
kurs in Oberösterreich in 
den kommenden Jahren 
fortgeführt wird. D ie FPÖ  
ist der Garant für die Fort-
setzung des vernünftigen 
Heimat-Kurses in Oberös-
terreich.

HEIMATPOLITIK? 
NUR MIT UNS!

KOMMENTAR

Viele Frauen trafen sich 
beim Sommerfest der frei-
heitlichen Frauen in Wels. 
Als Ehrengast nahm auch 
Manfred Haimbuchner 
teil. Besonders interes-
sant und amüsant war der 
anschließende, öffentlich 
zugängliche Vortrag von 
Oskar Kern, der feststellte 
„die Zukunft ist weiblich“. 
Es wurde noch gemütlich 
geplaudert, diskutiert und 
gelacht. D iese Auszeit 
vom Alltag hat gut getan!

Initiative Freiheit-
licher Frauen

SOMMERFEST IN WELS:
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D as Museum für Mecha-
nische Musik zeigt die 
Entwicklung der Musik-
instrumente vom Barock 
bis Heute. D as Museum 
kann nur im Rahmen einer 
Führung besichtigt wer-
den. Weite-
re Infos für 
B e s u c h e r 
unter:  info@
haslach-er-
leben.at

MUSEUM MECHANISCHE 
KLANGFABRIK HASLACH

Jeden Freitag von 14.00 
- 17.00 trifft man sich in 
Vorchdorf um die herrli-
chen Schmankerl aus der 
Region fürs Wochenende 
kaufen zu können. Beson-
ders für Pendler besteht 
die Mög-
lichkeit, für 
einen kurzen 
Besuch - die 
Autobahn ist 
nah.

FREITAGS: VORCHDORFER 
BAUERMARKT 

D er Böhmerwald birgt ein 
heimliches Weltwunder - 
den Schwarzenbergischen 
Schwemmkanal. Am 18.9. 
¿ ndet ein Schauschwem-
men beim Iglbach statt. 
D er Ort zu Fuß oder mit 
dem Rad 
erreichbar !   
Treffpunkt 
ist um 13 
Uhr in Ober-
haag.

SCHAUSCHWEMMEN AM 
SCHWEMMKANAL IGLBACH
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Angri�  auf die Demokratie
D er D iskurs ist die Grund-
lage der D emokratie – und 
genau damit scheinen viele 
Linke ein Problem zu haben. 
D enn seit die Wahlplakate 
der FPÖ  hängen, kommt es 
regelmäßig zu Vandalismus. 
Mittlerweile wer-
den Plakate schon 
mit Malerfarbe und 
Rollen übertüncht. 
Schockieren sollte 
das nicht nur frei-
heitliche Wähler. 

D er Landesgeschäftsfüh-
rer der FPÖ  OÖ , Hubert 
Schreiner, bilanziert die ers-
ten Gewalttaten:  „Ein fairer 
Wahlkampf sieht anders aus. 
Für uns Freiheitliche ist ein 
Wahlkampf der Wettstreit 

der besseren Ideen 
mit Sachargumen-
ten. Wer zu derart 
undemokratischen 
Mitteln greift, dem 
fehlen die Sachar-
gumente.“

ZERSTÖRUNG VON FPÖ-WAHLPLAKATEN:

D as für N ovember ange-
kündigte Ende der „Wohn-
zimmertests“ ist ein weite-
rer Schritt, um Ungeimpfte 
aus dem öffentlichen Leben 
auszuschließen. Gleichzei-
tig will Gesundheitsminis-
ter Mückstein die Einfüh-
rung einer „1G“-Regel und 

ist für einen Impfzwang. 
Wer sich bei der höchstper-
sönlichen Entscheidung der 
Corona-Impfung gegen eine 
Impfung entscheidet, soll 
von türkis und grün aus dem 
öffentlichen Leben verbannt 
werden. D as hält die FPÖ  
für klar grundrechtswidrig.

1G ist grundrechtswidrig
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FPÖ IST KLAR GEGEN WEITERE CORONA-EINSCHRÄNKUNGEN:

Lutz Weinzinger verstorben
GROSSER VERLUST: TRAUER UND BETROFFENHEIT

„Mit dem Tod von Lutz 
Weinzinger verliert die FPÖ  
einen treuen Mitstreiter und 
ich persönlich einen väterli-
chen Freund“, so der Landes-
parteiobmann der FPÖ  OÖ  

Manfred Haimbuchner. „Un-
ser Mitgefühl gehören seiner 
Ehefrau Traudi, seinem Sohn 
Erhard und der Familie sowie 
seinen Freunden.“ Bundes-
parteiobmann Herbert Kickl 

erinnerte an die verdienstvol-
le Rolle Weinzingers als Lan-
deschef:  „Gerade in schwieri-
gen Zeiten war er jemand, auf 
den man sich immer verlas-
sen konnte. Mehr noch, Lutz 
Weinzinger hat durch seine 
Standhaftigkeit, Geradlinig-
keit und Entschlossenheit für 
eine Vorwärtsbewegung ge-
sorgt und war damit auch ein 
Motor der erfolgreichen Ent-
wicklung der Freiheitlichen 
Partei insgesamt.“ „D ie FPÖ  
wird ihm stets ein ehrendes 
Andenken bewahren und wir 
werden in seinem Sinn für 
die Menschen, die ihm ein 
Anliegen waren, seine poli-
tische Arbeit fortsetzen“, so 
Haimbuchner.

Am 17. August 2021 ist der langjährige oö. FPÖ -Landes-
parteiobmann Lutz Weinzinger verstorben. Die freiheitli-
che Gemeinschaft trauert um einen verdienten Freund. 

NATIONALRATSABGEORDNETER A.D. 
LUTZ WEINZINGER ( 19 4 3 - 2 0 2 1)



Dr. Manfred Haimbuchner
Landeshauptmann-Stv.
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Freiheit 
regiert.
Nur mit uns.




